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Stellungnahme der DGPM und des DKPM zum Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesund-
heitsversorgung - GVWG - insbesondere zur Anpassung der PIA- und PsIA-Vereinbarung 
an die geplante neue G-BA-Richtlinie zur berufsgruppenübergreifenden, koordinierten 
und strukturierten Versorgung nach § 92 Absatz 6b SGB V 

  
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Möglichkeit, Stellung zu nehmen zur Anpassung der PIA- und PsIA-Verein-

barung an die geplante neue G-BA-Richtlinie zur berufsgruppenübergreifenden, koordinierten 

und strukturierten Versorgung nach § 92 Absatz 6b SGB V. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass 

nach Inkrafttreten der Richtlinie des G-BA zur strukturierten Versorgung (§ 92 Absatz 6b SGB 

V) die „Vereinbarungen zu Psychiatrischen Institutsambulanzen nach § 118 Absatz 2 SGB V“ 

an die Festlegung der Richtlinie des G-BA anzupassen sind, um den psychiatrischen und psy-

chosomatischen Institutsambulanzen die Teilnahme an der Versorgung nach § 92 Absatz 6 

SGB V zu ermöglichen. Diese Anpassung erscheint uns zunächst nachvollziehbar, ist aber mit 

erheblicher Problematik für die Psychosomatischen Institutsambulanzen verbunden. 

 

Es besteht aktuell Unklarheit, wie die berufsgruppenübergreifende, koordinierte und strukturierte 

Versorgung nach § 92 Absatz 6 SGB V aussehen soll und wie - neben der Erfüllung der bisheri-

gen Aufgaben - eine Teilnahme an dieser Versorgung durch die Psychosomatischen Institut-

sambulanzen erfolgen kann bzw. wie die Leistungen in die Arbeit der PsIAs integriert werden 

können.  

 

Beim Einbezug der Psychosomatischen Institutsambulanzen in die neu zu regelnde Versorgung 

sieht § 87 Absatz 2a SGB V vor, dass die neuen Leistungen bei allen Leistungserbringern ent-

sprechend dem EBM zu vergüten sind. Angesichts der aktuellen Diskussion ist zu befürchten, 

dass die EBM-Vergütungslogik dann auf den gesamten Bereich der Psychosomatischen Insti-

tutsambulanzen übertragen wird. 

 

 

Bundesministerium für Gesundheit 

Till-Christian Hiddemann 
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Für die Psychosomatischen Institutsambulanzen sind die Rahmenbedingungen und Versor-

gungsinhalte in der Anlage 2 der Änderungsvereinbarung zu den Psychiatrischen Institutsambu-

lanzen geregelt. Die Psychosomatischen Institutsambulanzen sollen entsprechend dieser An-

lage Patienten behandeln, die eines besonderen ambulanten, krankenhausnahen Versorgungs-

angebotes bedürfen, insbesondere Patienten, die im Rahmen komplexer Störungen gleichzeitig 

unter einer psychischen und einer chronischen körperlichen Erkrankung leiden. Es geht somit 

nicht darum, eine Doppelstruktur der ambulanten Versorgung aufzubauen, sondern spezifische 

multiprofessionelle, multimodale und komplexe Behandlungsangebote in die Versorgung zu in-

tegrieren, z. B. Einzel- und Gruppentherapie in Kombination mit Kreativtherapie, Pflege und so-

matischer Diagnostik und Therapie.  Diese spezifischen und vom Gesetzgeber und den Orga-

nen der Selbstverwaltung ausdrücklich gewünschten psychosomatischen Versorgungsinhalte 

werden im EBM nicht abgebildet. Modelle der Einzelleistungsvergütung für die PsIAs wurden 

mit den Kassen verhandelt, die es den Psychosomatischen Institutsambulanzen ermöglichen, 

eine multimodale, multiprofessionelle Versorgung für die in den Vereinbarungen genannten spe-

zifischen Patientengruppen durchzuführen – eben in Ergänzung zu den ambulanten Angeboten 

mit spezifischen Leistungen. Diese für die PsIA getroffenen Vereinbarungen wurden nach sorg-

samer Abwägung in ausführlicher Verhandlung beschlossen.  

 

In diesen Einzelleistungsvergütungsstrukturen werden die besonderen Charakteristika der Be-

handlungsangebote der Psychosomatischen Institutsambulanzen berücksichtigt und adäquat 

abgebildet. Die vereinbarten Vergütungen berücksichtigen das besondere multiprofessionelle 

und multimodale Behandlungsangebot der PsIA. Die Vergütungssystematik des EBM ermög-

licht es nicht, diese spezifischen Behandlungsangebote der Psychosomatischen Institutsambu-

lanzen abzubilden. Somit würde eine Honorierung der Psychosomatischen Institutsambulanzen 

auf Basis dieser Vergütungssystematik des EBM die Psychosomatischen Institutsambulanzen 

inhaltlich in ihrem Kern treffen und die spezifischen Inhalte und Behandlungsformen der Psy-

chosomatischen Institutsambulanzen untergraben.   

 

Daher plädieren wir in Übereinstimmung mit der Deutschen Krankenhausgesellschaft dafür, die 

Änderungen des § 118 Absatz 2 SGB V aus dem Gesetzesvorhaben zu streichen.  

 

  

Mit freundlichen Grüßen 
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